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Gegen Schluß des Dokuments präzı- tremisten. Wır ordern revolutionäre schen Kırche und Staat in Nıcaragua
sıeren die Bischöte och eiınmal das Veränderungen. ber WIr mussen uns stellt sıch die rage ach der Wırkung.

prinzipiell posıtıve kıirchliche Ver- immer wıeder iragen: Welche Revolu- Kann das Wort der Biıschöfe, W 4S beab-
ständnıis der nıcaraguanıschen Revolu- t1on wollen wır ? Dıie Krıiege werden sıchtigt Wäl, die gefürchtete totalıtäre
t10n, WI1e€e S1e 65 in trüheren Stellung- VO  ; den Mächtigen geführt und finan- Entwicklung verhindern helfen, oder
nahmen, Vor allem in dem Hırtenbriet ziert... Dıi1e Revolutionen macht das beschleunigen S1e den Prozei{ß mıt ıhrer
VO 1D November MO hatten. Volk, grofßzügıg und opferbereit, Stellungnahme eiınem Zeıtpunkt, da
„Als Christen wollen WIr und haben orößerer Menschenwürde gelan- das Regıme der bürgerlichen Opposı-
6s auch jereits gefordert schwerwie- SCn Mıt diıesem olk un:! mıt dieser t10n, das heißt allen Nıcht-Sandinisten,

Revolution sınd WIr.gende und tiefgreitende Veränderun- jeden polıtıschen FEinfluß entziehen
gcn Wır sınd radıkal, aber keine Ex- ach diesem ‚„„Notenwechsel“‘‘ ”Z7W1- versucht.

Entwicklungen
Mehr Rısıken als Chancen
Zur Entwicklung In Polen

Dıie orgänge in Polen verdienen schon deswegen gröfßte sorgungsschwierigkeiten. Der Alltag der Bevölkerung 1st
Aufmerksamkeit, weıl s$1e weltpolitische Auswirkungen bedeutend härter geworden. Da nıcht wenıge polnısche
haben können. ın Europa die Entspannungspolitik Bürger durch Besuche 1Im Westen, 1n der DDR oder auch
bzw letztlich der Friede erhalten bleiben, wiırd 5C- ın der SSR Vergleichsmöglichkeiten haben, werden die
genwärtig VOT allem in Polen entschieden. Die Entwick- Unzulänglichkeiten 1mM eıgenen Land och drastischer
lung in Polen könnte darüber hinaus auch für dıe kommu- empfunden.
nıstische Theorie un! Praxıs nachhaltige, och nıcht Verglichen mıt anderen kommunuistischen Führungen
absehbare Auswirkungen haben WAar dıe polnısche eınerseıts konzilıanter, lıberaler und

tionalbetonter, anderseıts wurden aber auch 1ın stärkeremWenn InNnan dıe gegenwärtige Sıtuation beurteıilen un
Schlußfolgerungen ziehen wiıll, mu{fß 111a die orge- Ma{(e Schlampereı und Korruption hiıngenommen. Wäh-

rend INa sıch 1ın einıgen anderen kommunistischen Staa-schichte der Ereignisse beachten. Hıer selen 1Ur einıge fen nıcht scheute, Fachleuten, auch WEeNn diese sıch nıchtFaktoren ın Erinnerung gerufen:
Als Folge innenpoliıtischen Drucks (Streiks und be- Zur Parte1ı bekennen, ZEWISSE Führungsposiıtionen aNZU-

vertrauen, W ar INan in Polen diesbezüglıch angstlıch. AÄAr-
grenzte Auflehnungen bereıts 1956, 1970 und beiter und Intellektuelle, dıe unbequem arehn, lebtenkonnte sıch Polen (nach Ungarn) eiınem der Ireizüg1g-
sten kommunistischen Länder entwickeln. Dıie meılsten ZWal meıst in Freiheıt, aber in materiıeller Not; weıl INnan

Polen hatten das Recht Auslandsreıisen, westliche s1e nıcht beschäftigte.
Druckerzeugnisse einschließlich Zeıtungen freı CeI-

hältliıch, 1M kulturellen Bereich gaD 065 relatıv wen1g Selbstkritische Deutungen
Reglementierungen.

Polen wurde 1980 Z Land mıt den orößten aoırt- Zur Erklärung der organge der etzten Monate g1bt 65

schaftlichen Schwierigkeiten 1im Warschauer Paktbereich. recht bemerkenswerte selbstkritische Deutungen Aus Po-
Selbst bei Grundnahrungsmitteln die Versorgungs- len selbst,; verbunden mıiıt Andeutungen eınes Auswegs.
mängel umfangreich und lang anhaltend. Schuld dieser ıne Analyse des polnıschen Soziologen Wladyslaw Mar-
Miısere W ar nıcht NULr das Mifsmanagement staatlıcher biewicz 1st ohl beachtenswertesten, zumal INnan diese
Planbürokratie SOWI1e die Erhöhung der Weltmarktpreise als offiz1ös ansehen darf, weıl sS1€e von der Warschauer
und Miıßernten, sondern auch Schlendrian un Korrup- Staatsagentur „Interpress“‘ verbreitet wurde: ‚„„Die Arbei-
tion SOWIl1e eıne teilweıse recht bedenkliche Arbeitsmoral. terunruhen eın massenhatter und verzweıtelter
Der Abbau unvertretbar gewordener Subventionen SOWI1e Protest die bürokratisch-technische Entartung des

Verwaltungssystems, dıe selt langem spürbar War undBemühungen eiınen halbwegs ausgeglichenen Staats-
haushalt ührten beträchtlichen Preissteigerungen auch VOoO  } der Parteı verurteılt WAal. Jede derartıge ewe-
und zugleich da INan mehr exportieren mußte, Sung hat in der Regel mehrere Dımensionen.“‘ Markiewicz
Auslandsschulden abzutragen auch größeren Ver- tührt d daß solche Unruhen nıcht WI1e€e eın Blıtz Aaus heıte-
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C  3 Hımmel kommen, sondern 1Ur ann sıch Echo VeI- Ausschreitung un jede offenkundige Provokation der
schaffen können, wenn eıne „revolutionäre Sıtuation““ Staatsmacht vermıeden. Dıie Streikenden gıingen nıcht auf
entstanden 1St, der die Menschen ZUr Einsıcht gelangt die Straße, sondern blieben in den Betrieben. Aufgrund
sınd, daß 658 sıch in der alten Ordnung nıcht mehr weıterle- eıgener Beschlüsse wurde der Alkoholkonsum in den be-
ben äßt Markiewicz gesteht eın, dafß 6S 1ın Polen eıne streikten Betrieben untersagt. Dıie Danzıger Streikbewe-
starke Wirtschaftskrise verbunden mıt eıner Desorganısa- Suns endete mıt einem bıslang in kommunistischen Staa-
t10Nn der grundlegenden Volkswirtschaftszweige und dem ten nıcht für möglıch gehaltenen ıeg der Streikenden.
7Zweıtel der Fähigkeıt und dem bewußten Wıllen Z.UI Das, W as auf den Danzıger Werften erreicht wurde, 1st
Sanıerung gab zwıschen FElbe un! Ussurı1 bısher einmalıg: Das verbriefte

Streikrecht und die Zulassung einer unabhängigen, nıchtm gesellschaftlichen Empfinden verstärkte sıch dıe
UonNn der Parte: geführten Gewerkschaft.Überzeugung, daß dıe Lebensbedingungen den Verspre-

chungen Z TIrotz VO Jahr Jahr systematisch Dıie Zubilligung des Streikrechts und dıe Zulassung einer
schlechter wurden. Gleichzeıitig ahm die Gruppe der Prı- unabhängigen Gewerkschaftt, dıe sıch nıcht mehr als
vilegierten die iıhr Einkommen Aaus ıllegalen Quellen ‚„ Transmiıssıonsriemen‘““‘ der kommunistischen Parteı VeCI-

schöpfen un sıch eın Luxusleben eısten konnten.“ Das steht, tangıert aber ach klassısch marxistisch-leninisti-
Gefühl verletzter sozıialer Gerechtigkeıit wırd als wichtiger schem Selbstverständnis bereıits die zentrale Frage der
Grund für die Unzufriedenheit und Bedrohung der Ar- Macht Damıt wurde nämlıch der Einfluß eıner regieren-
beıter ZCENANNL, ebenfalls aber auch die langweılıge, wahr- den kommunistischen Parte1ı 1mM wiıchtigen Feld der

dıe Menschen letztlich verhöhnendeheiıtswıdrige, Verbindung ZuUufr Arbeıiterklasse erheblich vermindert. Ne-
Erfolgspropaganda, die eın Vertrauensverhältnis er- ben der taktischen Anerkennung der natıonalen Rolle und

der moralıschen Autorität der katholischen Kırche und e1-orub.
NneTr nıcht kollektivierten Landwirtschaft erhielt die kom-„Verheerend AalV und tadelnswert blınd ware die Melı-

NUungs, da{fß ırgendeıne Massenbewegung der Werktätigen munistische Ordnung in Polen durch Exıstenz unabhän-
durch erfahrene Verschwörer mıt teuflischer Perfektion gıger Gewerkschaften und der Sıcherung des Streikrechts

eıne weıtere beachtenswerte nationale Besonderkheıt.vorbereıtet und organısıert werden könnte — Wenn eıne
objektive Grundlage nıcht vorhanden ist: der aufonom
entstandene geschlossene Gemeinschaftswille, dıe alte

So etwas WIEe eınPraxıs der Leiıtung beseitigen. Fıner derartigen gesell-
schaftlichen Massenbewegung werden sıch ımmer e1IN- ‚„historischer ompromiß”
zelne Menschen oder auch kleinere oder größere Gruppen Die Danzıger Arbeiter haben das hıstorische Verdienst,anschlıießen, SpONTaN oder auch Aaus Berechnung wel-
che diese Bewegung bewußt oder unbewußfßt in Bahnen taktisch eiınen Gesellschaftsvertrag durchgesetzt

haben Bısher galt als unumstößlicher Grundsatz, dafß dielenken wollten, die miıt den Absıchten und Ausgangsposi- Interessen von Arbeıtern und kommunistischem Arbeıt-tionen der ewegung nıcht übereinstiımmen oder ıhnen geberstaat ıdentisch selen. Erstmals wurde 1UN eın Streik-widersprechen.“‘ führer anerkannter Verhandlungspartner eınes kommu--
ach den Vorstellungen von Markiewicz könnte durch nıstıschen Staates und Vertragsunterzeichner VOT

Beachtung tolgender Punkte eın katastrophaler Entwick- den Augen der Fernsehkameras. In eıner Sıtuation be1-
Jungsweg vermıeden werden: spiellosen Machtverftalls mußte die kommunistische Füh-

Iung Polens die überbetriebliche Streikleitung in Danzıg„Wichtig ist NUTL, dafß WIr weıterhın entschlossen sınd, alle Kon-
tlıkte zwıschen Staatsmacht und Bürgern 1M Dialog, durch g- eın Gremıi1um, das 6S offiziell Sal nıcht geben durfte
genseıltige Zugeständnisse,o durch Streit und Auseinander- als Verhandlungspartner akzeptieren und den zugestande-
SETIZUNgG lösen, aber nıe miıt Gewalt. Gegenwärtig suchen WIr nNen unabhängigen Gewerkschaften eiıne partielle Teıl-
nach institutionellen Garantıen derartiger Lösungen. Es wırd nahme der Macht einräumen.
nıcht leichtfallen, sıch dıe bequemen Nomenklatur-Formen der
politischen Leıtung des sozıalıstischen Staates abzugewöhnen Dieses Ergebnis wurde zunaächst jedenfalls nıcht LLUI mMOßg-
und sS1e durch Methoden der Überzeugung der Massen ei- ıch durch eliserne Diszıplın der Arbeıter, sondern auch
Z Aber auch die Gesellschatt, 1n deren ugen dıe Parteı viel durch Besonnenheıt sowohl der Streikenden WwI1e der Re-

Glaubwürdigkeıit eingebüßt hat, wırd sıch aufs Neue daran y1erenden. Dıie Streikenden in Danzıg klug SCNUß,
gewöhnen mussen, daß ohne die Parte1 keinen vernünftig e1N- eın einz1ges Mal die Zugehörigkeıt Polens ZU) War-
gerichteten Staat geben kann  << schauer Pakt ın rage stellen. Dıie Streikenden wollten
Es also auch ach offiziöser polnischer Einschät- ZW al mehr Rechte un! eiıne bessere Versorgung, aber nıcht
ZUNg Massenstreiks berechtigt und die Bedingungen dafür den Umsturz, dıe Beseitigung oder dıe ernsthafte Gefähr-
„„ideal‘ Das Besondere der polnıschen Streikbewegung dung der ommunıiıstıschen Staatsmacht. Beide Seıten VCI-

wWwWar Sıe beschränkte sıch VO Anfang nıcht autf reın mıeden dıe gewaltsame Konfrontation, ındem dıe Stre1i-
wirtschaftliche Forderungen. Und CS gab eıne zielstrebig kenden nıcht die Betriebe verließen und die Regierung
besonnene Führung Beratung VOon Intellektuellen. darauf verzichtete, die bestreikten Betriebe besetzen
Sıe verlief in vorbildlicher Dıiszıplın. In Danzıg wurde jede bzw mıt Gewalt Streikende vorzugehen.
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Faktisch könnte INan ach der Danzıger Vereinbarung VOoO  — gun ber das Urteıil des Obersten Gerichts auch deutliıch
einer Art ‚„„‚historiıschem Kompromifß‘““ 1n Polen sprechen, machte, W as dıe Parte1i- und Staatsführung VO Gewerk-
sofern sıch dies als eıne Lösung auf eıt bewährt. Der ehe- schattsverband „Solıdarıtät““ erwartet

malıg stellvertretende ungarısche Minısterpräsident ‚„„Dıie Regierung möchte vorteilhatte Bedingungen schaffen für
Andras Hegedüs dazu ın einem Interview mıt dem die Entwicklung einer Zusammenarbeıt mıt der Ge-
‚Spiegel‘ (25 80) werkschaftsbewegung, sowohl mıt den Branchen-Verbänden als
‚„Dıie osteuropäische Machtstruktur einerseıts und dıe OSTEUTO- auch mıiıt der ‚Solıdarıtät‘Entwicklungen  13  Faktisch könnte man nach der Danziger Vereinbarung von  gung über das Urteil des Obersten Gerichts auch deutlich  einer Art „historischem Kompromiß“‘“ in Polen sprechen,  machte, was die Partei- und Staatsführung vom Gewerk-  sofern sich dies als eine Lösung auf Zeit bewährt. Der ehe-  schaftsverband „Solidarität‘“ erwartet:  malig  stellvertretende  ungarische  Ministerpräsident  „Die Regierung möchte vorteilhafte Bedingungen schaffen für  Andräs Hegedüs sagte dazu in einem Interview mit dem  die Entwicklung einer Zusammenarbeit mit der gesamten Ge-  ‚Spiegel‘ (25. 8. 80):  werkschaftsbewegung, sowohl mit den Branchen-Verbänden als  „Die osteuropäische Machtstruktur einerseits und die osteuro-  auch mit der ‚Solidarität‘... Grundlegende Voraussetzung für  eine entsprechende Zusammenarbeit ist, daß die ‚Solidarität‘ im  päische Opposition anderseits stehen vor einem großen geschicht-  lichen Kompromiß. Die Machthaber müssen darauf verzichten,  Leben des Landes eine positive Rolle übernimmt. Voraussetzung  wie bisher jede Bewegung sofort integrieren zu wollen. Sie müs-  ist, daß der ideologische Standpunkt des neuen Gewerkschafts-  verbandes deutlich und unmißverständlich umrissen wird. Es  sen autonome Organisationen erstmals gesetzlich zulassen.  Gleichzeitig muß die Opposition sich selbst beschränken. Sie  darf und kann keine Zweifel darüber geben, daß die ‚Solidarität‘  muß auf die traditionellen Ziele der Politik — auf die Erringung  auf dem Boden der Grundlagen der sozialistischen Gesellschafts-  ordnung Polens steht, daß sie durch ihre tagtägliche Arbeit ge-  der Macht, ja sogar auf die moralische Infragestellung der derzei-  tigen Macht von vorneherein verzichten. Mehr noch: Sie muß  willt ist, zur Festigung und Entwicklung dieser Gesellschaftsord-  auch auf das Fernziel der Bildung einer eigenen politischen Partei  nung beizutragen ...“  verzichten und sich damit begnügen, die verschiedenen Institu-  Die polnische Führung steht somit unter einem doppelten  tionen der Machtstruktur zu kontrollieren.“  Druck: auf der einen Seite das polnische Volk, auf der an-  Hegedüs kommt zu dem Schluß, daß den Kommunisten  deren Seite der „große Bruder‘“ und die Führungen der  bei Ausschlagung eines historischen Kompromisses nur  anderen kommunistischen Staaten, die die Entwicklung in  zwei Möglichkeiten verbleiben: „Entweder kommt es zu  Polen mit großem Argwohn verfolgen und auf Abschot-  einem Neo-Stalinismus, den keiner will, oder es kommt  tungskurs gehen. Wie aus vorstehendem Zitat hervorgeht,  zu einer immer dichteren Folge gesellschaftlicher Erschüt-  markiert aber auch die polnische Führung bereits deutliche  terungen bis zum vollständigen Zusammenbruch des Sy-  Positionen. Eine „destruktive‘“‘ Rolle von „Solidarität““  stems.““  wird sie nicht tolerieren können.  Bislang hat sich die neue kommunistische Führung Polens  allerdings konzessionsbereit gezeigt. Der Beschluß des  Gratwanderungen des Episkopats  Obersten Polnischen Gerichtshofes, die Satzung der Ge-  werkschaft „Solidarität““ unverändert zu billigen (in der  Die Ereignisse in Polen sind nicht zu verstehen, ohne die  besonnene stabilisierende Rolle der katholischen Kirche  jetzt die führende Rolle der Kommunistischen Partei nur  indirekt, im Zusammenhang mit dem Bekenntnis zur Ver-  zu berücksichtigen. Die Kirche unter Führung ihres Pri-  fassung anerkannt wurde), wurde von der polnischen Füh-  mas, Kardinal Wyszyriski, bringt den berechtigten sozia-  rung nachdrücklich, aber auch mit Auflagen gebilligt. Der  len und wichtigen politischen Anliegen der arbeitenden  polnische Ministerpräsident Pinkowski führte am 11. No-  Bevölkerung zwar Verständnis entgegen, doch mahnt sie  vember 1980 in Lodz aus:  - zur Enttäuschung mancher politisch engagierter Katho-  liken — sehr eindeutig zu Besonnenheit. Aus Gründen des  „Mit Befriedigung haben wir zur Kenntnis genommen, daß das  Oberste Gericht gestern dem Revisionsantrag der ‚Solidarität‘ ge-  Allgemeinwohls verhält sie sich betont staatsbewußt.  Die katholische Kirche nimmt dabei bewußt Mißver-  gen das Urteil des Woiwodschaftsgerichts stattgegeben und die  Registrierung des Verbandes angenommen hat. Die während der  ständnisse und Verdächtigungen in Kauf. Wenn man da-  Registrierung angenommenen Dokumente und die Anlage des  von ausgeht, daß zwischen Katholizismus und Kommu-  Danziger Abkommens zum Statut haben klargestellt, daß der  nismus unüberbrückbare Gegensätze existieren, so ist es  Verband auf der Grundlage der sozialistischen Gesellschaftsord-  für manche eigentlich unverständlich, daß die katholische  nung Polens und der konstitutionellen Prinzipien unserer Staat-  Kirche nicht die Schwäche der kommunistischen Staats-  lichkeit agieren werde. Wir alle sind uns dessen bewußt, daß eine  macht aktiv ausnutzt und sie nicht die unzufriedenen  weitere erfolgreiche Entwicklung des Landes die Geschlossenheit  Volksteile zur Schwächung des kommunistischen Regimes  aller gesellschaftlichen Kräfte unter der führenden Rolle der Pol-  ermuntert. Vor die Alternative gestellt, sich für die Besei-  nischen Vereinigten Arbeiterpartei, die mit den politischen Par-  tigung der kommunistischen Ordnung zu engagieren oder  teien des Landes zusammenarbeitet, erfordere. Heute mehr denn  je brauchen wir die Geschlossenheit der Kräfte des Volkes für  ordnungsstabilisierend zu wirken, entschied sich der pol-  nische Episkopat aus übergeordnetem nationalem Inter-  die Überwindung der entstandenen Schwierigkeiten. Dafür  esse für Letzteres.  braucht unser Staat Ruhe und Stabilität.“  Er betreibt damit freilich keine Kollaboration. Die Kir-  Im Vordergrund jener Rede des neuen polnischen Minister-  chenführung will gerade in der gegenwärtigen innenpoliti-  präsidenten stand der Appell zur Konsolidierung sowie die  schen Konfrontation zwischen der kommunistischen  Forderung nach wirtschaftlicher Stabilität und vor allem  Staatsmacht einerseits und der Gewerkschaftsgruppe Soli-  die Wiedererrichtung eines normalen Arbeitsrhythmus.  darität und anderen nicht kommunistischen Gruppierun-  Weitere Streiks bezeichnete er als „völlig unverantwort-  gen Unabhängigkeit bewahren, um im Interesse der  lich‘. Bemerkenswert ist, daß der polnische Ministerprä-  Nation ausgleichend wirken zu können und um aner-  sident im Zusammenhang mit der Äußerung von Befriedi-  kannter Ordnungsfaktor zu bleiben.Grundlegende Voraussetzung für

ıne entsprechende Zusammenarbeıt ISt, da die ‚Solıdarıtät‘ 1impäısche Opposıtion anderseıts stehen vor eiınem großen geschicht-
lichen Kompromıiß. Die Machthaber mussen darauf verzichten, Leben des Landes ıne posıtıve Rolle übernimmt. Voraussetzung
WwI1e bisher jede ewegung sofort integrieren wollen. Sıe mMuUus- ist, daß der iıdeologıische Standpunkt des Gewerkschafts-

verbandes deutlich und unmıfverständlıch umrıssen wırd. Essemnl UOrganısationen erstmals gesetzlıch zulassen.
Gleichzeitig mufß dıe Opposıtion sıch selbst eschränken. Sıe dart und kann keine Zweıtel arüber geben, die ‚Solıdarıtät‘
muß auf die tradıtionellen Ziele der Polıitik auf dıe Erringung aut dem Boden der Grundlagen der sozıalıstischen Gesellschafts-

ordnung Polens steht, dafßß S1e durch ıhre tagtäglıche Arbeıt BC-der Macht, JaO auf die moralıische Infragestellung der derzei-
tigen Macht VO':  3 vorneherein verzichten. ehr noch: Sıe mu{l wiıllt Ist;, estigung und Entwicklung dieser Gesellschaftsord-
auch auf das Fernziel der Bıldung einer eigenen polıtischen Parteı Nuns beizutragen
verzichten und sıch damıiıt begnügen, die verschiedenen nstıtu- Dıie polnische Führung steht somıt einem doppelten
tionen der Machtstruktur kontrollieren.“‘ Druck auf der eınen Seıite das polnısche Volk, auf der
Hegedüs kommt dem Schlufßß, da{fß den Kommunıisten deren Seite der „große Bruder‘“‘ und dıe Führungen der
be1 Ausschlagung eines historischen Kompromıisses 1Ur anderen kommunistischen Staaten, die dıe Entwicklung in
Z7wWel Mögliıchkeiten verbleiben: ‚„Entweder kommt 65 Polen mıt großem Argwohn verfolgen und aut Abschot-
eiınem Neo-Stalinismus, den keiner will, oder es kommt tungskurs gehen. Wiıe aus vorstehendem Zıtat hervorgeht,

eiıner ımmer dichteren Folge gesellschattlicher Erschüt- markiert aber auch die polnische Führung bereits deutliche
bıs ZU vollständigen Zusammenbruch des Sy- Posıtionen. iıne „destruktive‘ Rolle VO „„Solidarıität“‘

stems.‘“ wırd s1e nıcht tolerieren können.

Biıslang hat sıch die eue kommunistische Führung Polens
allerdings konzessionsbereit gezelgt. Der Beschlufß des ratwanderungen des Episkopats
Obersten Polnischen Gerichtshofes, die Satzung der (Ge-
werkschaft „Solıdarıtät“‘ unverändert bıllıgen (ın der Dıie Ereignisse ıIn Polen sınd nıcht verstehen, ohne die

besonnene stabılisıerende Rolle der katholischen KırcheJetzt dıe ührende Rolle der Kommunistischen Parteı 1L1UI

indirekt, 1im Zusammenhang mıt dem Bekenntnis ZUuUr Ver- berücksichtigen. Dıie Kirche Führung ıhres Prı-
fassung anerkannt wurde), wurde vVvon der polnıschen Füh- INas, Kardınal Wyszyniskt, bringt den berechtigten sO71a-
rung nachdrücklich, aber auch mıt Auflagen gebillıgt. Der len und wichtigen polıtischen Anlıegen der arbeitenden
polnısche Ministerpräsident Pinkowski führte 11 No- Bevölkerung ZW ar Verständnis entgegen, doch mahnt s1€e
vember 1980 in Lodz Aaus: ZUur Enttäuschung mancher polıtisch engagıerter Katho-

lıken sehr eindeutig Besonnenheıt. Aus Gründen des„Mıt Beiriedigung haben WIr AA Kenntnıs S  IN  €  9 daß das
Oberste Gericht gestern dem Revısıonsantrag der ‚Solıdarıtät‘ gC- Allgemeinwohls verhält sS1€e sıch betont staatsbewußt.

Die katholische Kırche nımmt dabe] bewußt Mißver-SCH das Urteıil des Woiwodschaiftsgerichts stattgegeben und dıe
Registrierung des Verbandes AaNSCHOMME: hat Dıie während der ständnisse und Verdächtigungen in auf Wenn INan da-
Registrierung ANSCHOMMENE: Dokumente und die Anlage des VO  —_ ausgeht, dafßß zwıschen Katholizismus und Kommu-
Danzıger Abkommens Z.U Statut haben klargestellt, da{fß der nısmus unüberbrückbare Gegensätze existieren, 1st Cs
Verband auf der Grundlage der sozıalıstıschen Gesellschattsord- für manche eigentlıch unverständlıch, daß die katholische
NUuNg Polens und der konstitutionellen Prinzıpien uNnserertr Staat- Kırche nıcht die Schwäche der kommunistischen Staats-
ıchkeit agıeren werde. Wır alle sınd uns dessen bewußt, daß ine macht aktıv un! s1e nıcht dıie unzufriedenen
weıtere erfolgreiche Entwicklung des Landes die Geschlossenheıt Volksteile Schwächung des kommunistischen Regımesaller gesellschaftlichen Kräfte der tührenden Rolle der Pol- ermuntert Vor die Alternative gestellt, sıch für dıe Bese1-nıschen Vereinigten Arbeiterpartei, die mıiıt den polıtischen Par- tigung der kommunistischen Ordnung engagıeren oderteıen des Landes zusammenarbeıitet, ertordere. Heute mehr denn
Je brauchen WIr dıe Geschlossenheit der Kräfte des Volkes tür ordnungsstabilisıerend wiırken, entschied sıch der pol-

nısche Episkopat Aaus übergeordnetem natıonalem Inter-die Überwindung der entstandenen Schwierigkeıiten. Datür
CSS5C für Letzteres.raucht Staat Ruhe und Stabilität.“‘
Er betreıibt damıt treiliıch heine Kollaboration. Dıie Kır-

ImVordergrund ede des polnıschen Mınıiıster- chenführungıll gerade in der gegenwärtigen innenpolıti-
präsıdenten stand der Appell ZUur Konsolıdierung SOWIe die schen Kontrontation zwıschen der kommunistischen
Forderung ach wiırtschaftlicher Stabilıität und VOT allem Staatsmacht einerseıts und der Gewerkschaftsgruppe Solı-
die Wiıedererrichtung eınes normalen Arbeitsrhythmus. darıtät und anderen nıcht kommunistischen Gruppilerun-
eıtere treiks bezeichnete GT als „völlıg NV:  Ort- sCHh Unabhängigkeıt bewahren, 1mM Interesse der
lıch‘“. Bemerkenswert lst, dafß der polnische Mınısterprä- Natıon ausgleichend wırken können und AIl
sıdent im Zusammenhang mıt der Außerung VvVon Beftfriedi- kannter Ordnungsfaktor bleiben.
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Dıie Aussagen VO  3 Kardınal Wyszyniskı ogleichen in dieser tinden, die VO beiden Seıiten akzeptiert werden können. Dıie
Beziehung einer Gratwanderung zwıischen der Sympathıie Polen mussen sıch untereinander verständıgen, 1im eigenen
für die CUEC Bewegung und der Einsıcht in die polıtıschen Hause iıhre Probleme selbst lösen können‘“‘ (ebd., 162).
Notwendigkeiten, dıe Ja auch in mehreren Begegnungen Den gleichen Grundton der Mäßigung zeıigte der Prımas
zwıschen Arbeiterführer Walesa und dem Kardınal ZU starker Sympathıen für dıe Ziele von „Solıdarı-
Ausdruck kam tat  6 be1 der Begegnung mıiıt Spıtzenvertretern der
„Wenn jemals dieser unNserer Miıthilte bedurfte, dann gerade Gewerkschaften 10 November, als Wyszynski E
Jetzt, da die Natıon ZU Bewußtsein ıhrer Verantwortung DC- erklärte: „Wenngleich ıhr verschiedene Versuchungen
angt, also ıhrer Pflichten und Rechte 1M Vaterland. Das alles Velr- polıtıscher Natur haben mOgt, denkt daran, dafß CGUEGN

langt, WI1e WwIır wIıssen, Klugheıt und Besonnenheıt SOWI1e den erstes Zie] dıe Verwirklichung beruflich-sozialer Auf-
Geilst des Friıedens und der Arbeıt, ohne den keine echte Lösung gaben 1St die Verteidigung der werktätigen Men-
der Sıtuation möglich ist; moögen die angeführten Gründe auch schen
noch richtig se1n Vergessen WIr nıcht, welcher ühe Neben der Unterstützung der Zıiele der Arbeıter-WIr nach 125 Jahren Knechtschaft dıe Freiheit NNCNHN. Wenn bewegung, fehlte 065 auch nıe Meldungen, dıe ArbeıterWIr zuvıel eıt für Z wiıst und Hader 1m eigenen Haus verschwen-
deten, dann drohte u15 und unNserer Freiheit wıederum große Ge- selbst möchten ıhre Pflichten gegenüber der Natıon e_

ahr tüllen. So hıelß 65 in eıner gemeiınsamen Erklärung der
Dıie Berufsarbeit 1st nämlıch eın Mıttel der Selbstverwirklichung Bischöte ach deren Herbstvollversammlung VO 15 und
der Person. Dazu sınd moralısche Antriebe ertorderlich. Heute 16 Oktober: „„Dıie Bischöfe teiılen dıe Sorgen, von denen
schimpfen WIr oft auf die Unzuverlässigkeıit verschiedener gesell- heute die Werktätigen ertullt sind Sıe unterstutzen s1e
schaftlicher und berutflicher Institutionen; der 1ne Arbeıtsbe- moralısch und verteidigen ıhre bıllıgen Rechte. Gleich-
reich macht dem anderen Vorwürte. Wır können die schlechten zeıt1g drücken S1€e dıe Überzeugung AuUS, daß alle ach An-
Ergebnisse der Arbeıt und des Wırtschaftens hıer aufzählen, VO  —$ erkennung der Rechte der Werktätigen, ach RegelungBummelanten reden, verschiedenste mıfßlungene Arbeıten bekla- des Status der Gewerkschaften mıt gesteigerter
gCcn Wır können verdammen und dıe Verantwortung auft eiınen
anderen Be abschieben. och denken WIr daran, WwWI1e WIr — Energıe un Begeisterung ıhre Pflichten auf allen Gebieten

der Arbeıt und des Lebens ulseIer Natıon ertüullen WeOEI -
seIre eıgenen Berufspiflichten ertüllen ? W as WIr ZU gesellschaft-
lıchen Leben und ZUuUr Volkswirtschaft beitragen? ... den  CC Und „„Alle Polen wollen sıch als Herren 1M eıgenen
Wenngleich der Mensch eın Recht auf Erholung hat, wenngleich Hause tühlen. Man mufß jedoch auch die Umstände von

Ort und eıt beachten. Deshalb mussen uNnseIe and-manchmal wenn keine anderen Miıttel gıbt eın Recht be-
sıtzt, seınen Standpunkt geltend machen, auch WEln dabe1 Jungen umsiıchtig und beschaffen se1n, dafß S1e die DE
der Arbeıiıt fernbleibt, wıssen WIr doch, dafß dies eın sehr teures sellschaftlıche Diszıplın un: Ordnung sıchern.‘‘
Argumentist. Die Kosten dieses Arguments gehen 1n die Mıllıar- 1eweılt der Episkopat gehen bereıt War und W1e prekärden; sS1e belasten die NVolkswirtschaft und schlagen WwI1e eın VO  3 diesem die Sıtuatiıon des Landes Anfang Dezember
Bumerang auf das Leben der SaNzZCH Natıon, der Famıilıen und ach deutliıcher Verschärfung sowjetischer Drohungeneines jeden Menschen zurück ... eingeschätzt wurde, zeıgt das VO der gemischten Kom-Auch 1m öffentlichen Leben 1st S dafß Inan wartfen mufß Ver-
SCSSCH WIr nıcht: Wır sınd ıne Natıon, die noch vieles raucht mıssıon von Regierung un! katholischen Episkopat her-

ausgegebenen Commun1ique VO Dezember, ın dember Trummern sınd WIr ZUT Freiheit gelangt. och als ue[r-

nannter Warschauer Bischot gng iıch meıner Konkathedrale VOoO  e beiden Seıten eindringlıch gemahnt wurde, e$s gelte
über erge VO  3 Schutt. Das wıedergeborene Polen hat mıiıt Ge- u  ; konkrete Arbeıt eısten und offene Gespräche
duld und durch Arbeıt Warschau, Gdansk, Wroclaw, Poznan führen, aber auf keinen Fall Schritte unternehmen, die
und viele andere, dem Erdboden gleichgemachte Städte wıeder die Spannung zusätzlich anheızen könnten. Dıesem
aufgebaut“‘ (zıtıert Aaus: ‚„„Polen Freıe Gewerkschaften 1M sıch schon ungewöhnlıchen Appell tehlte esS nıcht
Kommuniıismus?“‘ TOTrOTO aktuell, Nov 1980, 1524f.). dramatıschen Akzenten: Gerade jetzt sel „„dıe Einheit
Ahnliche Posıtionen bezog auch der Zentralrat des polni- aller Polen ohne Rücksicht auf weltanschauliche oder
schen Episkopats. In eıner Erklärung des Rates VO polıtische Unterschiede nöt1g, dıe FExıistenz des VeEe-

27. August 1980 heißt 0658 anderem: ranen Staates sıcherzustellen und Aaus der bestehenden
Krıse herauszukommen‘‘.‚„„Die Spannungen können alleın 1n einer Atmosphäre der Ruhe

und iınneren Ordnung wirkungsvoll beigelegt werden. In gleicher Rıchtung gıngen auch wıiederholt Bemühungen
Der Zentralrat des Episkopats spricht sowohl den streikenden des Papstes, der in vielen öffentlichen Erklärungen seıt
Arbeitern und ıhren Komiitees als auch der egierung die Aner- Ausbruch der polnischen Krise ZU Ausdruck brachte,
kennung datür Aaus, da{fß sS1e nıcht einer Erschütterung der WI1e stark GT den Vorgangen 1ın seınem Heımatland teıl-
ötfentlichen Ordnung kommen ließen. Das beweist bürgerliıche nımmt.
und polıtische Reite In Polen 1st gegenwärtıg LUr die katholische Kırche halb-
Dıie bısherige Haltung lafßt hoffen, dafß 1mM Interesse der

WCBS anerkannte moralısche Autorität,; wenngleıch ıhrNatıon die umstriıttenen Probleme ın einem sachlichen Dialog mäfßıgender Kurs be1 manchen politischen engagıertenzwıschen den gebildeten Streikkomitees und den Delegationen
der polnıschen polıtischen und regierenden Instanzen 1ne LOÖ- Katholiken inzwischen umstrıttener 1st und iıhre Rat-

schläge und Bıtten in zunehmendem Maße ı1gnoriert WEeI -Sung finden
Fıne schnelle Lösung dieser Probleme 1St das Gebot der Stunde. den Es 1st anzunehmen, dafß der Kurs des polnischen
aher oll dieser Dıialog die Bereitschatt auszeichnen, Lösungen Episkopats von den Sowjets als berechenbar und ord-
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Gruppe (einer von der ZNAK-Gruppe abgespal-nungserhaltend eingeschätzt wırd Wenn N der Staats-

und der Kirchenführung nıcht gelıngen sollte, stetigen Gruppe) gerechnet. war hat siıcherlich der Sekretär
weitergehenden Forderungen bzw Aktionen WwWI1e größe- der Polnischen Biıschofskonterenz, Bronislaw Dabrowskı,
ren Streiks begegnen, ann wırd sıch der Druck der ZUur Übernahme des Regierungsamts seine Zustimmung
anderen Warschaupaktstaaten autf Polen erhöhen. gegeben, doch sollte INan dıes nıcht ohne weıteres als

Akt der Verständigung 7zwischen Kırche und Parte1ı
bzw als eın Einschwenken der Kırche auf die jetzıge Re-Klassısche Warnungen gierungslınıe deuten. Die Parte1ı versuchte N 1er zweıtel-

Die SowjJetunıon hıelt sıch zunächst mıt Kritik und DIro- los nıcht einmal auf besonders geschickte Weıse mıt einem
hungen z1iemlıch zurück. Von Anfang aber deut- katholischen Aushängeschild. 65 ıhr nu ist mehr als
liıcher die Stimmen A4aus Ostberlin, Prag, Budapest traglıch.
un:! aus Bukarest. Der Angrıiff konzentriert sıch auf Wiıchtig für die Entwicklung in Polen isSt Beruhigung und
die unabhängıgen Gewerkschaften und deren Führer Wa- Stabilisierung. Nur dann können die Ertfolge der polıti-
lesa Doktringerecht werden diese unabhängigen Gewerk- schen Streiks VO August 1980 Bestand haben und eine
schaften als ‚„„antısozıalıstisch‘ > als „Wegbereıter eiıner Art hıstorıischer Kompromuifß lebensfähig se1n. Zur eıt
schleichenden Konterrevolution“‘ SOWI1e Walesa als ‚„„Ent- scheinen die radıkaleren Kräfte stärker se1n. Es gelingt
spannungsfeind“‘, der mıt dem Westen Kontakte knüpfift, ihnen, in „Solidarıtät“‘ NCUC, weitergehende Forde-

Dıie tschechischehingestellt. Gewerkschaftszeitung FrunNnsch stellen. Dabeıi könnte 65 hald dıe Substanz
‚„Praze‘‘ hat die Theorie ber die Unabhängigkeit und des kommunistischen Herrschaftssystems gehen. Dıie mıit-
Neutralıtät der Gewerkschaftt 1im Sozijalısmus als ‚schäd- tels Streikandrohung durchgesetzte Freilassung von

ıch und unannehmbar‘“‘ bezeichnet. Dıie Bemühungen ZUFr arvzına und Sapıelo, denen INan die Veröffentlichung e1-
Bıldung „neutraler“‘, „unabhängıger“‘, „freier‘‘, ‚Im 1165 geheimen Rundschreıibens des Generalstaatsanwalts
sentlichen konterrevolutionärer Gewerkschaften“‘ diıenten vorwirit, 1st praktisch eine partıielle Kapitulation, eın fak-
nıcht den Interessen der Arbeiterklasse. Diese se]len NUur tischer Fulßrtritt für Staatsanwaltschatt und Sıcherheitsor-
eın „Werkzeug westlicher Subversion und der Konterre- Banec
volution‘‘.
Der maßgebliche außenpolitische Sprecher des Kreml]l; Von den tragenden Kräften
Leonıd SamJatın, erwähnt in Jüngster eıt kontinulerlich, ıst die @] die schwächste
da{fß nıcht NUur Wirtschaftsschwierigkeiten, sondern auch
eine ‚„„subversive Tätigkeit des estens‘‘ die komplizierte Dıie Lage 1st gegenwärtig also recht kompliziert. iıne

Schlüsselrolle haben weıterhın: dıe kommunistische Par-Lage 1n Polen geschaffen habe Dıie Diıversions- und Pro-
pagandakampagne, die AUS$S dem Westen tließenden Mıllıo- tel- un Staatsführung mıiıt ıhren Organen und Anhängern,
nNenNn Dollar selen auf dıe Schaffung eıner Opposıtion der Moskau 1mM Nacken sıtzt und deren Vertrauen be1 den

Massen ach eigenem Bekunden völlıg erschüttert Ist: diedie sozıualıstische Ordnung gerichtet. Es erfolge eın Pak-
tieren der inneren und außeren antısozıialıstıschen Krätte. katholische Kıirche, die aber gerade durch die Jüngsten
Dıiese eindeutigenVokabeln sınd klassısche Warnungen 1mM Entwicklungen FEinfluß verloren hat und deren unterer
Sınne: nıcht, iıhr befindet euch auf abschüssıger Bahn, Klerus und verschiedene Laıen beschwichtigende polı-
ıhr se1d auf dem Wege ZU Verrat. Würde dıe unabhängıge tische Außerungen der Bischöfe mißbilligen beginnen;
Gewerkschaft „Solıdarıtät‘‘ den Führungsanspruch der die Gewerkschaft „Solıdarıtät‘‘, 1n der gegenwärtig aber
Parteı ignorıeren, sıch als Gegengewicht ZUr Parte1ı profi- eın schwieriger Differenzierungsprozeß sıch abzuspielen

scheıint.lıeren und eıne „destruktive Rolle“‘ (Förderung weıterer
Streik- und Protestaktionen) spielen, dann ware eiıne letzte Ile dreı Grupplerungen verfolgeh letztlıch unterschied-
Auseinandersetzung dıe Frage der Macht unausweıch- liche Ziıele Die katholische Kırche bemüuht sıch weıter
ıch Ausgleıch. Um Schlimmeres verhüten, tolerijert S$1e dıe
Die Führung der kommunistischen Parteı Polens bemüht kommunistische Staatsmacht gerade ın dieser ıhrer
sıch indessen, in vieltältigerWeıse deutlich machen, dafßß Schwächephase. Fuür dieses Verhalten steht nationale Mo-
CS eın Zurück den Verhältnissen VoOor September 1980 t1vatıon 1mM Vordergrund, aber 65 annn nıcht übersehen
geben wırd und da{fß S1e wiıllens und tfahıg ıst, verschiedene werden, da{ß der polnische Episkopat auch eiıner demokra-
bel] beseitigen. Außerdem versucht dıe Staatsführung, tischen Massenbewegung und einem unabhängıgen Enga-
ıhre Grundlage eLIWwAas erweıtern, ZUII1 Beispiel ZOS gement katholischer Laıen skeptisch gegenübersteht. Vor
S1e den katholischen WirtschaftsprofessorerZy Orzdowskı dem August dieses Jahres W ar die katholische Kırche dıe
ın dıe Regjierungsverantwortung und ıhn ZU einzıge niıcht-kommuniuistische Kraft 1mM Lande VvVvon Ge-
stellvertretenden Ministerpräsidenten. Dıiese Ernennung wicht. Sıe W alr auch für polıtisch Unzufriedene Orientie-
wurde allerdings sowohl ın Kreısen der Gewerk- Sund Anziehungspunkt. In eıner pluralistischen Ge-
schaft „Solıidarıtät“‘ als auch in der authentischen katholi- sellschaft Polens wurde der Eintfluß des Episkopats
schen ZNAK-Gruppe mıt Überraschung registriert. O7- zweıtellos schwächer.
dowski War bıs VOIL wenıgen Wochen Vorsitzender des Von den rel Gruppierungen 1st gegenwärtig die kommu-
Posener Klubs der katholischen Intelligenz und wurde ZUF nis_tische Parteı- und Staatsführung dıe schwächste. Sıe
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steht mehrmalıger Umbesetzungen in ıhrem Füh- 1Im Transportwesen wurde öffentlich darauf hingewiıesen,

daß damıt nıcht NUur natıonale Interessen, sondern auchrungsgrem1um buchstäblich mıt dem Rücken ZUr Wand
und hat zwangsläufıg den geringsten Manövrierspielraum. der Transıtverkehr gefährdet würden. Dies würde Grund-
Immerhin werden Jetzt schon durch regionale Streikaktıo- interessen der SowjJetunıon tangıeren. Immerhin betinden
nen Parte1- und Staatsorgane 1n verschiedenen Regionen sıch in Polen die wichtigsten Eisenbahnverbindungen der

massıven Druck DESEIZEL: Erzwingung VO  — Sowjetunion den in der DDR un! SSR statıonıerten
Haftentlassungen sSOWI1e VO  — Absetzungen mißliebiger Truppen.
Funktionäre. Verschiedentlich 1st CS schon schwer, Perso- Die SowjJetunion würde bereıts bestimmte Auslandskon-
nen finden, dıe bereıt sınd, als ur Parte1- bzw Staats- takte der „Solıdarıtät““ oder eLIWwW den Versuch, sıch dem
tunktionäre wiırken. hne nuchterne Erkenntnis einer Bund Freıer Gewerkschatten anzuschließen, nıcht NUur als
gegebenen Interventionsgefahr und der bısher mäßıgen- „gefährlich‘“‘, sondern als beginnenden Verrat erten. Da
den Rolle der katholischen Kırche ware die VO: polnı- Polen aber faktıisch eıne Insel zwıschen der SowjJetunion,
schen olk weıtgehend isolierte morsche koömmunistische der SSR und der DDR 1sSt un die Rote Marıne auch die
Parteı Polens schon von der Macht verdrängt worden. Die Nordgrenze Polens kontrollieren kann, hat die SOwjJet-
Plenartagung des auf der der ehemalige Parteichet unıon allerdings auch unterhalb eıner miıliıtäriıschen Inter-
Gierek und die trüheren Ministerpräsidenten JaroszewiCcz vention eiınen breiteren Spielraum als iın Ungarn, der SSR
und Babiuch AUuUsSs der Parte1 ausgeschlossen wurden und der 1ın Afghanistan, der angesichts der katastrophalen
der einstige Führer der Partiısanengruppe und alte egen- polnıschen Wiırtschaftslage och stärker 1Ns Gewicht fallen
spieler VO  - Gierek, Moczar, 1Ns Politbüro zurückkehrten, könnte. Schließlich wırd Polen tast ausschliefßlich von der
endete mıiıt einem nochmalıgen „Appell ZUu!T Vernuntt‘‘. SowjJetunion mıt Erdöl Nıcht erst eıne offene
Polen sel 1in Gefahr, „wirtschaftliıch und moralısch Ze1- Wırtschattsblockade oder das harte Pochen auft Erfüllung
stOrt‘‘ werden. „„Das Schicksal der Natıon un des Lan- polnıscher Lieferverpflichtungen würde katastrophale
des hängt in der Schwebe.“‘ Dıie neugeschaffene Oorm der Auswirkungen haben, sondern bereıts das Abstandneh-
selbstverwalteten Demokratie dürte nıcht den men von zusätzliıchen Lieferungen Aaus anderen Co-
zialıstischen Staat eingesetzt werden. Und och Rande mecon-Staaten hätte schlımme Folgen.

uch eın anderer Faktor hat Gewicht: Im Unterschieddieser ZK-Tagung erklärte der Verantwortliche für dıe
Pressearbeıt, Klasa, da{fß dıe polnische sıch veranlafßt Budapest 1956 und Prag 1968 xıbt 65 innerhalb des polnı-
sehen könnte, eıne milıtärısche Hılte der Verbündeten des schen Politbüros hinsıchtlich der Verbundenheıt ZUu!r: SO-
Warschauer Pakts tordern, falls der sozıialıstısche Staat wjetunıon un! der Zugehörigkeıt ZU Warschauer Pakt
1n die Getahr geraten sollte. bıslang keine offenkundigen Schwankungen. Aus der Sıcht
Wenn es der gegenwärtigen Führung Polens auch ach ıh- der Sowjets 1st dıe kommunistische Führung Polens gC-
rer Umgruppierung in der ersten Dezemberwoche SOWIe genwärtig Z W ar schwach, aber S1e befindet sıch nıcht auf
ıhrem beschwörenden Appell nıcht gelingen sollte, den dem Weg des Verrats gegenüber der Führungsmacht. Un-
allgemeınen Machtzertall StOppCNH und ıhre Führungs- LE diıesen Umständen annn nıcht ausgeschlossen werden,
autorıtät allmählich wiederherzustellen, dann wırd die dafßß VOT einer etwaıgen sowJetischen Intervention das pol-
Lage außerst kritisch. nısche Miılıtär aus natıonalem Interesse als innenpolıti-

scher Ordnungstaktor Macht ausüuben könnte, eıne
= Interventionsschwelle ıst hoch Intervention der SowjJetunion vermeiden.

Im Augenblick, dieser Bericht abgeschlossen wurde
Wenn sıch die Lage nıcht beruhigt, 1st letztlich nur mıt ZzweIl (1 Dezember), hat sıch die unmıttelbare Getahr einer In-
möglıchen Auswegen rechnen: Entweder das polnısche tervention nochmals etwas gemildert. In eiınem Kommu-
Miılıtär als eiıne och intakte, auch innenpolıtisch einsetz- n1que ber das Gipfeltreiffen der Parte1- und Staatschefs
are Ordnungsmacht übernıiımmt die Macht 1m ‚„„Nnat1ona- der Warschauer-Pakt-Staaten Dezember wurde
len Interesse‘‘. der dıe SowJetunion intervenıert 1in OoOrm nächst die Hoffnung ZUm Ausdruck gebracht, ‚„ da{ß die
einer „Hilfsaktion“‘ der Warschauer-Pakt-Staaten. Über Kommunisten, dıe Arbeiterklasse, dıe Werktätigen des
eınes ıbt 65 sıcher keinerle1 Ilusionen: Dıie sowjJetische Bruderlandes Polen ımstande se1n werden, dıe entstande-
Hegemoniemacht wırd eın Ausscheiden von Polen, das NeI Schwierigkeiten überwinden und dıe weıtere Ent-
53 ZU$ unmıttelbaren Sıcherheitszone der sozıialıstıschen wicklung des Landes auf sozialıstıischem Weg sıchern‘‘.
Weltmacht Sowjetunıion gehört‘‘ (eine Formulierung, dıe Es wurde jedoch bekräftigt, daß ‚‚das sozıualıstische Polen,
beı polnıschen, DDR- und sowjetischen Spitzenfunktio- WwI1e dıe Polniıische Vereinigte Arbeiterparte1 und das polnı-
naren 1in etzter eıt des öfteren auftaucht), AusSs dem War- sche olk test miıt der brüderlichen Solidarıität und Unter-
schauer Pakt und A4us der sozıalıstiıschen Staatengemeın- stutzung der Teılnehmerstaaten des Warschauer Vertrages

rechnen können‘‘.schaft nıcht hınnehmen. Dıie SowjJetunion würde eıner
auch NUur teilweisen Verdrängung der polnıschen Kommu- Dafiß „brüderlıche Solıdarıtät“‘ nıcht Nur verstärkte
nısten aus der Staatstührung oder irgendeıiner anderen Wirtschattshilte bedeuten, sondern ogof auch die Mıtwir-
„Errosion des Sozialısmus“‘ nıe tatenlos zusehen. Sıe kung beı der Niederwerfung ‚„‚konterrevolutiönärer antı-
wuürde Afghanistan einschreıten. Im Zusammenhang sozıalıstischer Kräfte‘“ bedeuten kann, Walr klar
mıt Streikandrohungen un! partıiellen befristeten treıiks Herbert Prauß


